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Handelszeitung online 2.5.2024 
«Der UBS-Aktienrückkauf 
 bedeutet mehr Staatsgarantie»
Die Arroganz grosser Banken 
(hauptsächlich der UBS, aber  
auch einiger Kantonalbanken) 
gegenüber dem Staat ist alar-
mierend, denn sie zeigt dem 
Staat, wer die Macht hat. Das 
Staatsregelwerk funktioniert 
rapide immer schlechter. Diese 
Entwicklung ist bedenklich.
P. Steinemann

Interessant wird auch sein, wie 
sich Karin Keller-Sutter aus  
dieser Schraubstocksituation 
herauswinden wird. Ihre eigene 

Partei, die FDP, die man getrost 
als Bankenturbos bezeichnen 
darf, wird alle Lobbyingregister 
ziehen, um es ihren Freunden 
bei den Banken recht zu ma-
chen und jegliche Risiken mög-
lichst beim Steuerzahler zu 
 belassen.
HZ-Benutzername: Salvi

Handelszeitung online 2.5.2024 
«Vor allem Junge und Städter 
nutzen das Flugzeug»
Einkommensschwache bleiben 
wohl eher zu Hause und unter-
nehmen mit dem Auto Tages-
ausflüge. Ferien in Schweizer 
Regionen sind grundsätzlich 

immer noch sehr viel teurer  
als Ferien im Ausland.
HZ-Benutzername: Forbes

Handelszeitung online 7.5.2024 
«So schwer tun sich  
die Corona-Gewinner heute»
Interessanter Bericht, auch  
der Kommentar mit den 
«Übergewinnen». Leider gibt 
es viel zu wenig Verständnis  
in der Gesellschaft dafür, wie 
forschungs intensiv die Life-
Sciences-Branche ist.
HZ-Benutzername: M. Schoeni
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Comeback von Gamestop & Co.

Personenfreizügigkeit

Hände weg von Meme-Aktien

Totengräber der Schuldenbremse

Jetzt geht es wieder los mit den verrückten 
Kurskapriolen bei den sogenannten Meme-
Stocks. Das sind Aktien von Firmen, die aus 

irgendwelchen Gründen in den sozialen Medien 
Kultstatus geniessen. Zum Beispiel Gamestop, die 
serbelnde Computergames-Ladenkette, oder der 
Kinobetreiber AMC Entertainment, der auch 
schon bessere Zeiten erlebt hat. Nachdem sich ein 
einflussreicher «Finfluencer» nach längerer Ab-
senz mit einer für Eingeweihte eindeutigen Bot-
schaft gemeldet hat, geht bei den Meme-Stocks 
wieder die Post ab.

Vor drei Jahren löste ein Hype auf den sozialen 
Netzwerken schon einmal ein Massenphänomen 
aus, wodurch totgeglaubte Aktien in die Höhe 
schossen. Doch wer nun auf die Idee kommt, dass 
sich an der Neuauflage der Meme-Stock-Party ein-
fach und schnell Geld verdienen lassen könnte,   
sei gewarnt. Erstens ist diese Party viel kleiner,   
und deshalb werden Kurse nicht mehr so stark 
und lange steigen wie 2021. Die Bedingungen sind 
komplett anders: Damals war Börsenspekulation 
in den USA zum Volkssport geworden. Dafür 
 sorgten der Extra-Covid-Batzen der Regierung, 

niedrige Zinsen, Homeoffice und die Einschrän-
kungen bei Sportwetten. Sprich: Die Leute hatten 
Zeit und Geld für solche Spielchen. Unterdessen 
aber sind in den USA die Extraersparnisse aus der 
Pandemie aufgebraucht. Wer dennoch etwas auf 
der hohen Kante hat, kann auf dem Sparkonto 
ohne Risiko 5 Prozent Zinsen bekommen.

Zweitens ist die Manie für die breite Masse auch 
dieses Mal ein riskantes Glücksspiel mit einem 
 Erwartungswert unter null. Die Einzigen, die sich 
an der Massenbewegung bereichern, sind die In-

fluencer selbst, ein paar Hedgefonds mit den 
grössten Rechnern und Algo-Trader mit der 
schnellsten Verbindung zur Börse. Deshalb ist 
auch das propagierte Motiv, dem Finanzestablish-
ment in der Manier eines Robin Hoods eins auswi-
schen zu wollen, völliger Unsinn. Klar tut ein 
plötzlicher Kursanstieg jenen Hedgefonds weh, 
die mit Leerverkäufen auf fallende Kurse gesetzt 
haben. Aber zu glauben, die etablierten grossen 
Player seien in der Summe die Gelackmeierten, ist 
schon sehr naiv. Für jeden Short-Seller gibt es 
mindestens auch einen Trendfolgespezialisten, 
der die Bewegungen mit mehr Man- und Rechen-
power als all die Laien zu seinen Gunsten auszu-
nutzen weiss. Und selbst wer mit der hehren Ab-
sicht zockt, mit dem Aktienkauf zur Rettung der 
maroden Firmen beizutragen, wird enttäuscht 
werden. Zwar nutzen solche Krisenfirmen die 
nach oben gepumpten Kurse, um zu attraktiven 
Bedingungen neue Aktien auszugeben. Der Fall 
des überschuldeten stationären Möbelhändlers 
Bed Bath & Beyond – auch so ein Meme-Stock – 
zeigt aber, dass bei einem veralteten Geschäftsmo-
dell die Insolvenz mit etwas mehr Kapital nicht so 
einfach abgewendet werden kann.

N ach der 13. AHV drohen nun höhere 
Krankenkassenprämiensubventionen. 
Beide Projekte fordern sehr viel Geld 
für Minderheiten auf Kosten der All-
gemeinheit, ohne sich um die Finan-

zierung zu kümmern. Neu am Finanz-Harakiri ist 
nicht, dass es linke Parteien lieben, sondern dass 
es Volksmehrheiten findet. Weshalb das?

Oft wird argumentiert, aufgrund der enormen 
Ausgaben und Garantien während der Pandemie 
und wegen der Bankabstürze meinten die Bürge-
rinnen und Bürger, Geld sei im Überfluss vorhan-
den. Das sehe ich anders. Die Bürger und Bürge-
rinnen sind nicht naiv und sie wissen, dass die 
Ressourcen knapp sind. Deshalb müssten sie jetzt 
eigentlich sagen: «Stopp – nach der Ausgabenwut 
ist Sparen angesagt.»

Weshalb tun sie das nicht? Meine Antwort ist 
 folgende: Wir leben im Neosozialismus; da ist 
Geldgier nur rational. Die Ursache dafür ist die 
Personenfreizügigkeit. Die Personenfreizügigkeit 
zwischen einem kleinen Land mit hohem Wohl-
stand und einer grossen Region mit tieferem 
Wohlstand hebt die Eigentumsrechte der Bürger 
und Bürgerinnen des kleinen Landes am Wohl-
stand ihres Landes auf, weil dann die Bürger und 
Bürgerinnen der grossen Region gratis am Wohl-
stand des kleinen Landes partizipieren können. 
Die Aufhebung der Eigentumsrechte ist Neosozia-
lismus. Bei Personenfreizügigkeit geht die Wan de-
rung systematisch in Richtung der reichen  Länder 
und bringt dort Füllungseffekte – Verknappung 
und Verteuerung von Land, Infrastruktur, Umwelt-
gütern und Selbstversorgungszielen –  und so eine 
Angleichung der Lebensqualität im Raum mit Per-
sonenfreizügigkeit.

Die Folgen sind dramatisch. Für die Bürgerinnen 
und Bürger lohnt sich gute, auf eine nachhaltige 
Entwicklung von Gesellschaft, Wirtschaft und 
Umwelt ausgelegte Politik nicht mehr. Vielmehr 
ist es für sie nur vernünftig, die noch vorhandenen 
Mittel möglichst schnell für sich zu beanspru-

chen. Am besten geht das nicht über steuer-, 
 sondern über schuldenfinanzierte Staatsausga-
ben. Dadurch werden die Kosten den zukünftigen 
Generationen aufgebürdet, und das sind «dank» 
Personenfreizügigkeit ja zu einem grossen Teil 
Zugewanderte. Die eigenen geliebten Kinder 
 belastet es nicht. Denn der Staatsplündertrick 
geht ja so: Nimm jetzt, so viel Du kannst, und  
gebe es deinen eigenen Kindern. Oder anders 
 gesagt: Der Schweizer Staatssektor hat heute zwar 
Bruttoschulden von rund 200 Milliarden Franken, 
aber bei Berücksichtigung der (sehr konservativ 
bewerteten) Vermögenswerte ein Nettovermögen 
von 300 Milliarden Franken. Nun versuchen  
die Bürgerinnen und Bürger, sich dieses Ver-
mögen möglichst selbst auszuschütten, statt es 
mit Zugewanderten zu teilen. 

Sobald sich einzelne Gruppen Staatsvermögen 
 aneignen können, wird es für weitere Gruppen 
 rational, das Gleiche zu tun. Andernfalls lassen sie 
nur mehr übrig für die anderen Gierigen. So ent-
stehen eigentliche «Rattenrennen» ums Staatsver-
mögen. Letzteres wurde bisher durch die Schul-
denbremse geschützt, die nun aber viele schleifen 
wollen. Weshalb? Es ist wieder das Gleiche: Weil 
die Personenfreizügigkeit den Bürgern und Bürge-
rinnen die Eigentumsrechte am langfristigen 
Wohlstand ihres Landes nimmt, wollen sie sich 
jetzt dessen  Vermögen aneignen. Daran hindert 
sie die Schuldenbremse, deshalb soll diese weg. So 
gesehen sind die bedingungslosen Befürworter 
der Per sonenfreizügigkeit auch die Totengräberin-
nen und Totengräber der Schuldenbremse.

Die Schweiz und die Fifa

Das Schicksal hat es gut gemeint mit Gianni 
Infantino. Nur durch Zufall ist der Italo-
Schweizer zum König des Weltfussballs 

 aufgestiegen. Sein damaliger Chef, Uefa-Präsident 
Michel Platini, wurde kurz vor der Wahl zum Fifa-
Präsidenten vom eigenen Verband fallen gelassen; 
in der Not lancierten die Europäer Infantino als 
Ersatzkandidaten. Das war 2016, seither thront er 
im «Home of Fifa» über den Dächern von Zürich.

Wie lange es der Weltfussballverband dort noch 
aushält, ist offen, denn mit der geplanten Statu-
tenänderung wird Zürich als Sitz der Fifa gestri-
chen. Künftig soll der Kongress, das Gremium der 
211 Nationalverbände, über das Domizil bestim-
men. Das eröffnet der Föderation die Option, 
 ihren Rechtssitz nach Brüssel, Beijing oder Bang-
kok zu verschieben.

Es wäre ein immenser Verlust für Zürich und die 
Schweiz. Nicht primär wegen des Steuersubstrats 
von 20 Millionen Franken, das der Fussballver-
band alljährlich dem Fiskus abliefert. Es ist viel-
mehr die globale Ausstrahlung. Die Fifa gilt – aus-
serhalb der Schweiz und Deutschland – als hono-
rige Institution und Fifa-Präsident Infantino als 
wichtiger Eventmanager, dem man gerne hofiert. 
Wie stark die Attraktion der Fifa ist, zeigt ihr 
Hauptprodukt Fifa World Cup; die Weltmeister-
schaft ist so gefragt wie nie zuvor in der über hun-
dertjährigen Geschichte. Die nächste Fussball-
WM in Amerika im Jahr 2026 – in Mexiko, USA und 
Kanada – wird zum Sportevent der Superlative.  
11 Milliarden Dollar wird der Wettbewerb einbrin-
gen, auch dank Sponsoren wie Adidas, Coca-Cola, 
Hyundai oder Visa. Sie sorgen für eine Umsatz-
verdoppelung zur WM in Katar. Und auch die  
neuen Angebote im Portfolio haben eine immense 
Strahlkraft. Bei der Club-WM 2025, von Infantino 
ausgeheckt, will die Tech-Firma Apple vorne  
dabei sein und bietet 4 Milliarden Dollar, um die 
Spiele über ihren Streamingdienst Apple+ welt-
weit ausspielen zu dürfen. Offenkundig ist: Das 
Fifa-Angebot fasziniert – weltweit.

Nicht so am Domizil Schweiz. Da hagelt es seit 
Jahrzehnten nur Kritik. Einige Einwände sind 
 berechtigt, die meisten überzogen oder schlicht 
falsch. So wird bemängelt, dass die WM 2022 an 
einen Staat wie Katar vergeben wurde. Allerdings 
anerkennt heute selbst die Internationale Arbeits-
organisation (IAO), dass das Fussballfest im 
 Wüstensand dank dem Einfluss der Fifa und  
ihres Präsidenten die Arbeitsbedingungen der 
Fremdarbeiter aus Nepal, Indien oder Bangla-
desch verbessert hat. Gut möglich, dass die WM 
2034 am Ende an Saudi-Arabien vergeben wird – 
und dort einen ähnlichen Modernisierungsschub 
auslösen könnte. Doch statt den Fortschritten  
bei Com pliance, Transparenz oder bei den  
globalen  Entwicklungsprogrammen der Fifa  
Rechnung zu tragen, wird gelästert. Bis der Kon-
gress der  nationalen Fussballverbände zum  
Rückzug bläst und die griesgrämige Schweiz  
hinter sich lässt.

Bis zum  
bitteren Ende

Stefan Barmettler
Autor Reiner Eichenberger

Professor für Finanz- und Wirtschaftspolitik   
an der Universität Freiburg

Peter Rohner
Chefökonom

«Neu am Finanz-Harakiri 
ist, dass es

Volksmehrheiten findet.»

Reiner Eichenberger ist regelmässiger Kolumnist der  
«Handelszeitung». Die in den Kolumnen vertretenen  
Ansichten können von jenen der Redaktion abweichen.
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